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Auszug aus dem Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen und 

Flüchtlinge 

(BVFG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 10. August 2007 (BGBl. I S. 1902), das 

zuletzt durch Artikel 5 Absatz 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 

185) geändert worden ist. 

§ 96 Pflege des Kulturgutes der Vertriebenen und Flüchtlinge und Förderung 

der wissenschaftlichen Forschung 

Bund und Länder haben entsprechend ihrer durch das Grundgesetz gegebenen 

Zuständigkeit das Kulturgut der Vertreibungsgebiete in dem Bewusstsein der 

Vertriebenen und Flüchtlinge, des gesamten deutschen Volkes und des Auslandes zu 

erhalten, Archive, Museen und Bibliotheken zu sichern, zu ergänzen und auszuwerten 

sowie Einrichtungen des Kunstschaffens und der Ausbildung sicherzustellen und zu 

fördern. Sie haben Wissenschaft und Forschung bei der Erfüllung der Aufgaben, die 

sich aus der Vertreibung und der Eingliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge 

ergeben, sowie die Weiterentwicklung der Kulturleistungen der Vertriebenen und 

Flüchtlinge zu fördern. Die Bundesregierung berichtet jährlich dem Bundestag über 

das von ihr Veranlasste.  
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Bayerisches Stiftungsgesetz 

(BayStG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2008 (GVBl. S. 834, BayRS 

282-1-1-WK), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 449) geändert 

worden ist 

Teil 1 Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für rechtsfähige Stiftungen, die nach ihrer Satzung ihren Sitz im 

Freistaat Bayern haben. 

Art. 2  Begriffsbestimmungen 

(1) Stiftungen im Sinn dieses Gesetzes sind die rechtsfähigen Stiftungen des 

bürgerlichen und des öffentlichen Rechts. 

(2) 1Stiftungen des öffentlichen Rechts im Sinn dieses Gesetzes sind Stiftungen, die 

ausschließlich öffentliche Zwecke verfolgen und mit dem Staat, einer Gemeinde, 

einem Gemeindeverband oder einer sonstigen unter der Aufsicht des Staates 

stehenden Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts in einem organischen 

Zusammenhang stehen, der die Stiftung selbst zu einer öffentlichen Einrichtung 

macht. 2Als öffentliche Zwecke gelten die der Religion, der Wissenschaft, der 

Forschung, der Bildung, dem Unterricht, der Erziehung, der Kunst, der 

Denkmalpflege, der Heimatpflege, dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, 

dem Sport, den sozialen Aufgaben oder sonst dem Gemeinwohl dienenden Zwecke. 
3Stiftungen des öffentlichen Rechts sind ferner kirchliche Stiftungen (Abs. 4), die 

ausschließlich kirchliche Zwecke verfolgen und mit einer Kirche im Sinn des Abs. 4 

oder einer kirchlichen Körperschaft des öffentlichen Rechts im Sinn des Art. 26a des 

Kirchensteuergesetzes in einem organischen Zusammenhang entsprechend Satz 1 

stehen, sowie entsprechende Stiftungen anderer Gemeinschaften im Sinn des Art. 24. 

(3) Örtliche, kreiskommunale und bezirkskommunale Stiftungen (kommunale 

Stiftungen) sind Stiftungen des bürgerlichen oder öffentlichen Rechts, deren Zweck 

im Rahmen der jeweiligen kommunalen Aufgaben liegt und nicht wesentlich über 

den räumlichen Umkreis der Gebietskörperschaft hinausreicht. 

(4) 1Kirchliche Stiftungen im Sinn dieses Gesetzes sind Stiftungen des bürgerlichen 

oder öffentlichen Rechts, die ausschließlich oder überwiegend kirchlichen Zwecken 

der katholischen, der evangelisch-lutherischen oder der evangelisch-reformierten 

Kirche gewidmet sind und nach dem tatsächlichen oder mutmaßlichen Willen des 

Stifters der Aufsicht der betreffenden Kirche unterstellt sein sollen. 2Eine Stiftung 

wird nicht schon dadurch zu einer kirchlichen, dass ein kirchlicher Amtsträger als 

Stiftungsorgan bestellt ist oder dass satzungsgemäß nur Angehörige einer bestimmten 

Konfession von der Stiftung begünstigt werden. 

(5) Staatlich verwaltete Stiftungen sind Stiftungen, die von einer weisungsgebun-

denen Staatsbehörde unmittelbar verwaltet werden oder deren Verwaltung allein in 
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den Händen von Personen liegt, die an die Weisungen von staatlichen Behörden des 

Freistaates Bayern gebunden sind. 

Art. 3  Zuständige Behörden 

(1) 1Soweit dieses Gesetz nicht Ausnahmen für kommunale und kirchliche Stiftungen 

vorsieht, sind die Stiftungsbehörden zuständige Behörden im Sinn der §§ 80 bis 88 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB). 2Vorbehaltlich der in diesem Gesetz für 

kommunale und kirchliche Stiftungen vorgesehenen Ausnahmen üben sie auch die 

Stiftungsaufsicht nach Teil 2 aus. 

(2) 1Stiftungsbehörden sind die Regierungen. 2Örtlich zuständig ist die Regierung, in 

deren Bezirk die Stiftung nach ihrer Satzung ihren Sitz hat oder haben soll. 

(3) 1Als oberste Stiftungsbehörden sind zuständig 

1.  das Staatsministerium für Unterricht und Kultus für Stiftungen, die Zwecken 

seines Geschäftsbereichs gewidmet sind, 

 2.  das Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst für Stiftungen, die Zwecken 

seines Geschäftsbereichs gewidmet sind, 

 3.  das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration für alle übrigen 

Stiftungen. 

 2Verfolgt eine Stiftung verschiedene Zwecke, so entscheidet der überwiegende 

öffentliche Zweck der Stiftung. 

Art. 4  Stiftungsverzeichnis 

(1) Das Landesamt für Statistik führt ein allgemein zugängliches Verzeichnis der 

rechtsfähigen Stiftungen mit Sitz in Bayern mit Ausnahme der kirchlichen Stiftungen 

(Stiftungsverzeichnis). 

(2) 1In das Stiftungsverzeichnis ist jede Stiftung mit folgenden Angaben einzustellen: 

1.  Name der Stiftung, 

2.  Rechtsstellung und Art, 

3.  Sitz, 

4.  Zweck, 

5.  Stiftungsorgane, 

6.  gesetzliche Vertretung, 

7.  Name des Stifters, 

8.  Zeitpunkt des Entstehens und des Erlöschens, 

9.  Anschrift der Stiftungsverwaltung. 
2Auf Antrag des Stifters ist auf die Angabe seines Namens zu verzichten. 
3Änderungen zu Satz 1 Nr. 9 haben die Stiftungen der Stiftungsbehörde unverzüglich 

mitzuteilen. 
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Art. 5  Anfall des Stiftungsvermögens 

Ist für den Fall der Auflösung oder Aufhebung einer Stiftung kein Anfallsberechtigter 

bestimmt, so fällt das Vermögen einer kommunalen Stiftung (Art. 2 Abs. 3) an die 

entsprechende Gebietskörperschaft, das einer kirchlichen Stiftung (Art. 2 Abs. 4, Art. 

24) an die entsprechende Kirche. 

Art. 6 (aufgehoben) 

Art. 7 (aufgehoben) 

Art. 8 (aufgehoben) 

Art. 9 (aufgehoben) 

 

Teil 2 Stiftungsaufsicht 

 

Art. 10 Grundsätze der Stiftungsaufsicht 

(1) Zu ihrem Schutz unterstehen Stiftungen, die öffentliche Zwecke verfolgen (Art. 2 

Abs. 2 Satz 2), mit Ausnahme der kirchlichen Stiftungen (Art. 2 Abs. 4) und der 

staatlich verwalteten Stiftungen (Art. 2 Abs. 5), der Rechtsaufsicht des Staates 

(Stiftungsaufsicht). 

(2) Die Stiftungsbehörden sollen die Stiftungen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 

verständnisvoll beraten, fördern und schützen sowie die Entschlusskraft und die 

Selbstverantwortung der Stiftungsorgane stärken. 

Art. 11  Aufgaben und Befugnisse der Stiftungsaufsicht 

(1) 1Die Stiftungsbehörde überwacht die ordnungsmäßige und rechtzeitige 

Ausstattung der Stiftung. 2Sie achtet darauf, dass die Angelegenheiten der Stiftung in 

Übereinstimmung mit dem Gesetz und der Stiftungssatzung besorgt werden. 3Dabei 

überprüft sie insbesondere die Erhaltung des Grundstockvermögens sowie die 

bestimmungsgemäße Verwendung seiner Erträge und zum Verbrauch bestimmter 

Zuwendungen. 

(2) Der Stiftungsbehörde sind die Zusammensetzung der Organe der Stiftung und 

etwaige Änderungen unverzüglich mitzuteilen. 

(3) 1Die Stiftungsbehörde ist befugt, sich über alle Angelegenheiten der Stiftung zu 

unterrichten. 2Sie kann insbesondere Anstalten und Einrichtungen der Stiftung 

besichtigen, die Geschäfts- und Kassenführung prüfen oder bei größerem Umfang 

prüfen lassen sowie Berichte und Akten einfordern. 

(4) Die Stiftungsbehörde kann rechtswidriges Verhalten der Stiftungsorgane 

beanstanden und dessen Unterlassen bzw. die Vornahme der erforderlichen 

Maßnahmen verlangen. 

Art. 12  Abberufung von Organmitgliedern 
1Hat ein Mitglied eines Stiftungsorgans sich einer groben Pflichtverletzung schuldig 

gemacht oder ist es zur ordnungsmäßigen Geschäftsführung unfähig, so kann die 

Stiftungsbehörde die Abberufung dieses Mitglieds und die Bestellung eines neuen 

verlangen. 2Sie kann gleichzeitig oder später dem Mitglied die Wahrnehmung seiner 
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Organrechte einstweilen untersagen und einen vorläufigen Vertreter bestellen, sofern 

nicht § 84c BGB anzuwenden ist. 3Diese Bestimmungen finden keine Anwendung 

auf Stiftungen, deren Verwaltung von einer öffentlichen Behörde geführt wird. 

Art. 13  Geltendmachung von Ansprüchen 
1Die Stiftungsbehörde ist befugt, im Namen der Stiftung Ansprüche gegen Mitglieder 

der Stiftungsorgane gerichtlich geltend zu machen, sofern dies nicht binnen 

angemessener Frist durch das zuständige Organ der Stiftung selbst geschieht. 2Art. 12 

Satz 3 gilt entsprechend. 

Art. 14  Rechnungslegung, Rechnungsprüfung 

(1) 1Die Stiftungen sind zu einer ordnungsgemäßen Buchführung verpflichtet. 2Die 

Buchführungsart können sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen selbst 

wählen. 3Vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres sollen die Stiftungen einen 

Voranschlag aufstellen, der die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und 

Ausgaben bildet. 4Innerhalb von neun Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres sind 

ein Rechnungsabschluss und eine Vermögensübersicht (Jahresrechnung) zu erstellen 

und mit einem Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks der Stiftungsbehörde 

vorzulegen. 5Die Erhaltung des Grundstockvermögens kann gemäß dem 

Erhaltungskonzept der Stiftung durch den Bestand eines oder mehrerer 

Vermögensgegenstände oder den Erhalt eines bilanziellen Kapitalbetrages 

nachgewiesen werden. 

(2) 1Die Stiftungsbehörde hat die Jahresrechnung zu prüfen. 2Die Prüfung kann sich 

auf Stichproben beschränken, wenn auf Grund vorausgegangener Prüfungen eine 

umfassende Prüfung nicht erforderlich erscheint. 3Die Stiftungsbehörde kann bei 

Stiftungen, die jährlich im Wesentlichen gleichbleibende Einnahmen und Ausgaben 

aufweisen, die Prüfung der Jahresrechnungen für mehrere Jahre zusammenfassen. 
4Sie soll für bis zu drei Jahre von einer Vorlage der Unterlagen durch die Stiftung 

nach Abs. 1 Satz 4 sowie einer Prüfung der Jahresrechnungen nach Satz 1 absehen, 

wenn die Prüfung der Jahresrechnungen in mindestens fünf aufeinanderfolgenden 

Jahren keine Beanstandung ergeben hat. 5Ergibt auch die anschließende 

Rechnungsprüfung keine Beanstandung, findet Satz 4 entsprechende Anwendung. 

(3) 1Wird eine Jahresrechnung durch verwaltungseigene Stellen der staatlichen 

Rechnungsprüfung, einen Prüfungsverband, einen Wirtschaftsprüfer oder einen 

vereidigten Buchprüfer geprüft, so muss sich die Prüfung auch auf die Erhaltung des 

Grundstockvermögens und die bestimmungsgemäße Verwendung seiner Erträge und 

zum Verbrauch bestimmter Zuwendungen erstrecken. 2Der Prüfungsbericht ist der 

Stiftungsbehörde vorzulegen. 3In diesem Fall sieht die Stiftungsbehörde von einer 

eigenen Prüfung der Jahresrechnung ab. 

(4) 1Die Stiftungsbehörde kann verlangen, dass eine Stiftung einen Prüfungsverband, 

einen Wirtschaftsprüfer oder einen vereidigten Buchprüfer mit der Durchführung 

einer Prüfung im Sinn des Abs. 3 beauftragt. 2Abs. 2 Sätze 4 und 5 finden 

entsprechende Anwendung. 
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Art. 15  Verwaltungszwang 
1Kommen die Stiftungsorgane binnen einer ihnen gesetzten angemessenen Frist den 

Anordnungen der Stiftungsbehörde nicht nach, kann diese die Anordnungen mit 

Zwangsmitteln vollstrecken. 2Art. 29 bis 39 des Bayerischen Verwaltungszustel-

lungs- und Vollstreckungsgesetzes finden Anwendung. 

Teil 3 Stiftungen des öffentlichen Rechts 

Art. 16  Allgemeine Bestimmungen 

(1) 1Soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist, finden auf Stiftungen 

des öffentlichen Rechts (Art. 2 Abs. 2) die §§ 80 bis 88 BGB mit Ausnahme von § 

83c Abs. 2 BGB entsprechende Anwendung. 2Die Rechtsstellung einer Stiftung des 

öffentlichen Rechts ist von der Stiftungsbehörde mit der Anerkennung ausdrücklich 

festzustellen. 3Die Anerkennung der Stiftung ist entbehrlich, wenn der Freistaat 

Bayern Stifter oder Mitstifter ist. 4Gleiches gilt für die Genehmigung einer 

Satzungsänderung. 

(2) Die Satzung einer Stiftung des öffentlichen Rechts muss zusätzlich zu den nach § 

81 Abs. 1 BGB erforderlichen Bestimmungen auch Regelungen enthalten über: 

1.  Rechtsstellung und Art der Stiftung, 

2.  Bildung, Zusammensetzung, Aufgaben und Befugnisse aller vorgesehenen 

Stiftungsorgane. 

(3) 1Ändert sich die Rechtsstellung einer Stiftung nach ihrer Anerkennung, so ist 

diese Änderung von der Stiftungsbehörde festzustellen. 2Die Änderung wird erst mit 

Bestandskraft der Feststellung wirksam. 

Art. 17  Beschränkung der Vertretungsmacht 
1Die Stiftungsbehörde hat für Fälle des § 181 BGB einen besonderen Vertreter zu 

bestellen. 2§ 84c Abs. 2 BGB gilt entsprechend. 3Das zur Vertretung allgemein 

zuständige Organ kann von den Beschränkungen des § 181 BGB nur durch die 

Stiftungssatzung allgemein oder für den Einzelfall befreit werden. 

Art. 18  Genehmigungspflichtige Rechtsgeschäfte 

Der Genehmigung der Stiftungsbehörde 

1.bedarf die Annahme von Zustiftungen, die mit einer Last verknüpft sind oder die 

einem anderen Zweck als die Stiftung dienen sollen, 

2.bedarf der Abschluss von Bürgschaftsverträgen und verwandten Rechtsgeschäften, 

die ein Einstehen der Stiftung für fremde Schuld zum Gegenstand haben, 

3.  bedürfen Rechtsgeschäfte, an denen ein Mitglied eines Stiftungsorgans persönlich 

oder als Vertreter eines Dritten beteiligt ist, es sei denn, die Stiftung wird durch einen 

besonderen Vertreter nach Art. 17 Satz 1 vertreten, das Rechtsgeschäft besteht 

ausschließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit oder die Stiftung erlangt 

dadurch lediglich einen rechtlichen Vorteil. 
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Art. 19 (aufgehoben) 

 

Teil 4 Kommunale Stiftungen 

 

Art. 20 Kommunale Stiftungen 

 

(1) Die Vertretung und Verwaltung der kommunalen Stiftungen obliegt, soweit nicht 

durch Satzung anderes bestimmt ist, den für die Vertretung und Verwaltung der 

Gemeinden, Landkreise und Bezirke zuständigen Organen. 

(2) Bei den von Gemeinden, Landkreisen und Bezirken verwalteten kommunalen 

Stiftungen tritt hinsichtlich der Aufgaben nach Teil 2 und nach den Art. 17 und 18 an 

die Stelle der Stiftungsbehörde die kommunale Rechtsaufsichtsbehörde. Die Art. 12 

bis 14 und Art. 18 Nr. 2 finden bei diesen Stiftungen keine Anwendung. 3Für diese 

Stiftungen gelten im Übrigen die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft, die 

Landkreiswirtschaft und die Bezirkswirtschaft mit Ausnahme des Art. 62 Abs. 1 und 

der Art. 77 bis 85 der Gemeindeordnung, des Art. 56 Abs. 1 und der Art. 71 bis 73 

der Landkreisordnung und des Art. 54 Abs. 1 und der Art. 69 bis 71 der 

Bezirksordnung entsprechend. 

 

Teil 5 Kirchliche Stiftungen 

 

Art. 21 (aufgehoben) 

 

Art. 22  Kirchliche Mitwirkungsrechte 

(1) Die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks im Sinn des § 82 

Satz 1 BGB ist auch dann als gesichert anzusehen, wenn diese von der betreffenden 

Kirche gewährleistet wird. 

(2) Kirchliche Stiftungen dürfen nur mit Zustimmung der betreffenden Kirche 

anerkannt, aufgehoben, zugelegt oder zusammengelegt werden. Die Genehmigung 

der Auflösung einer kirchlichen Stiftung nach § 87 Abs. 3 BGB bedarf der 

Zustimmung der betreffenden Kirche. 

(3) Im Übrigen finden auf die kirchlichen Stiftungen die Vorschriften des Teils 1 mit 

der Maßgabe Anwendung, dass zuständige Behörde im Sinn des § 80 Abs. 2, § 86b 

Abs. 1 Satz 2, § 87 Abs. 3 und § 87a Abs. 1 BGB die oberste Stiftungsbehörde nach 

Art. 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und zuständige Behörde nach den §§ 84c und 85a BGB die 

zuständige kirchliche Behörde ist. Die Ergänzung der Satzung einer kirchlichen 

Stiftung bei ihrer Anerkennung bedarf der Zustimmung der zuständigen kirchlichen 

Behörde. Die Zulegung und Zusammenlegung von kirchlichen Stiftungen des 

öffentlichen Rechts kann auf Antrag der betreffenden Kirche auch dann erfolgen, 

wenn die Voraussetzungen der §§ 86 bis 86h BGB nicht erfüllt sind. In den Fällen 

des Art. 16 Abs. 3 Satz 1 obliegt die Feststellung der obersten Stiftungsbehörde nach 

Art. 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1. 
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Art. 23  Kirchliche Stiftungsaufsicht 

(1) 1Die kirchlichen Stiftungen unterstehen der Aufsicht der betreffenden Kirche. Der 

Erlass allgemeiner Vorschriften über Namen, Sitz, Zweck, Vertretung, Verwaltung 

und Beaufsichtigung kirchlicher Stiftungen ist Aufgabe der Kirchen. 

(2) Die bestehenden Vorschriften über die staatliche Betreuung kirchlicher Gebäude 

im Rahmen einer dem Staat obliegenden Baupflicht bleiben unberührt. 

Art. 24  Stiftungen anderer Religionsgemeinschaften 

Art. 2 Abs. 4 sowie die Vorschriften dieses Teils gelten in gleicher Weise für die 

entsprechenden Stiftungen der israelitischen Kultusgemeinden, der sonstigen 

Religionsgemeinschaften und der weltanschaulichen Gemeinschaften, sofern sie 

Körperschaften des öffentlichen Rechts in Bayern sind. 

Teil 6 Schluss- und Übergangsbestimmungen 

Art. 25  Rechtsstandswahrung 

(1) Stiftungen, die bisher rechtsfähig waren, behalten ihre Rechtsstellung bei. 

(2) Ist die Rechtsstellung oder die Art einer Stiftung strittig, so entscheidet das nach 

Art. 3 Abs. 3 zuständige Staatsministerium, im Zweifel das Staatsministerium des 

Innern, für Sport und Integration. 

(3) Stiftungen, die nach Art. 5 Abs. 4 der Kirchengemeindeordnung vom 24. 

September 1912 (GVBl S. 911) bisher durch kirchliche Organe verwaltet wurden, 

gelten weiterhin als kirchliche Stiftungen im Sinn dieses Gesetzes. 

(4) Ausschließlich oder überwiegend kirchlichen oder religiösen Zwecken der 

katholischen, der evangelisch-lutherischen oder der evangelisch-reformierten Kirche 

gewidmete Stiftungen, welche bis zum 1. Januar 1996 satzungsgemäß von einer 

Behörde des Staates, einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbands zu verwalten 

sind, gelten weiterhin nicht als kirchliche Stiftungen. 

Art. 26  Zwingendes Recht 

Die Vorschriften dieses Gesetzes können durch die Satzung einer Stiftung weder 

eingeschränkt noch ausgeschlossen werden, soweit dies nicht in diesem Gesetz 

ausdrücklich zugelassen ist. 

Art. 27  Verwaltungskosten 

Mit Ausnahme der Maßnahmen nach Art. 11 Abs. 3, Art. 12, 13 und 15 sowie der 

Rechnungsprüfung nach Art. 14 Abs. 2 sind Amtshandlungen bei Stiftungen, die 

überwiegend öffentliche Zwecke (Art. 2 Abs. 2 Satz 2) verfolgen, nach diesem 

Gesetz kostenfrei. 

Art. 28  Verordnungsermächtigung;  

Landesausschuss für das Stiftungswesen 

Die obersten Stiftungsbehörden (Art. 3 Abs. 3) werden ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung 

1.  das Verfahren bei der Anerkennung von Stiftungen und der Genehmigung von 
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Satzungsänderungen zu regeln, 

2.  die Mitwirkungspflichten der Stiftungen bei der Rechnungsprüfung nach Art. 14, 

insbesondere die vorzulegenden Nachweise und Belege, festzulegen, 

3.  die Berufung und die Zusammensetzung des Landesausschusses für das 

Stiftungswesen zu bestimmen, dem die Beratung der obersten Stiftungsbehörden und 

der Stiftungsbehörden sowie die Förderung und Pflege des Stiftungswesens obliegt.   
 

Art. 29  Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1955 in Kraft1). 

(2) 1(Satz 1 gegenstandslos). 2Die übrigen bisher geltenden Vorschriften über die 

Auflösung und das Erlöschen der Fideikommisse und sonstiger gebundener 

Vermögen und über den Waldschutz bei der Fideikommissauflösung bleiben 

unberührt. 

(3) 1Bestehende Verpflichtungen zur Leistung besonderer Reichnisse in Geld oder 

Naturalien an Geistliche oder an weltliche Kirchendiener bleiben bis zu deren 

Ablösung unberührt. 2Für die Ablösung ist der zu diesem Zeitpunkt geltende 

Kapitalisierungsfaktor des Bewertungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 1. Februar 1991 (BGBl I S. 230) in der jeweils geltenden Fassung maßgeblich. 

 

1) [Amtl. Anm.:] Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 

ursprünglichen Fassung vom 26. November 1954 (GVBl S. 301). Der Zeitpunkt des 

Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen 

Änderungsgesetzen. 
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Gesetz über die Sudetendeutsche Stiftung 

(SudetStG) 

 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 1970 (GVBl. S. 338), das zuletzt 

durch Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist. 

Art. 1  Errichtung 

(1) 1Unter dem Namen „Sudetendeutsche Stiftung“ wird eine rechtsfähige Stiftung 

des öffentlichen Rechts mit dem Sitz in München errichtet. 2Sie entsteht mit dem 

Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Die Stiftung besitzt Dienstherrnfähigkeit und führt ein eigenes Dienstsiegel. 

Art. 2  Zweck, Stiftungsgenuss 

(1) 1Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne der §§ 51 bis 52 und 55 bis 68 der Abgabenordnung, insbesondere auf 

kulturellem Gebiet. 2Sie hat vor allem 

1. in Ausführung des Gesetzesauftrags des § 96 des Bundesvertriebenen-gesetzes das 

sudetendeutsche Kulturgut zu pflegen, es im Bewußtsein der Vertriebenen, der 

gesamten deutschen Bevölkerung und des Auslands als bleibendes Zeugnis zu 

erhalten, 

2. die Aufgaben zu unterstützen, die der Staatsregierung aus der Schirmherrschaft 

über die Sudetendeutsche Volksgruppe erwachsen, 

3.Vermögensgegenstände natürlicher Personen sowie sudetendeutscher juristischer 

Personen des öffentlichen und privaten Rechts aufzunehmen und für die in Nummer 

1 genannten Zwecke zu nutzen oder treuhänderisch zu verwalten, 

4.Einrichtungen mit Beziehung zur Sudetendeutschen Volksgruppe zu betreuen.  
(2) Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung des jederzeit widerruflichen 

Stiftungsgenusses besteht nicht. 

 

Art. 3  Stiftungsvermögen 

Das Stiftungsvermögen besteht aus 

1.dem zum 31. Dezember 2017 vorhandenen Grundstockvermögen sowie 

2.sonstigen Zuwendungen, soweit sie nicht zur Erfüllung des Stiftungszwecks 

bestimmt sind. 

  

Art. 4 Stiftungsmittel 

Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus 

1.dem Ertrag des Stiftungsvermögens, 

2.  Zuwendungen und sonstigen Einnahmen, soweit sie nicht dem Stiftungsvermögen 

zuzuführen sind. 
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Art. 5  Organe 

Organe der Stiftung sind: 

1.  der Stiftungsvorstand, 

2.  der Stiftungsrat. 

  

Art. 6  Stiftungsvorstand 

(1) Der Stiftungsvorstand vollzieht die Beschlüsse des Stiftungsrats und erledigt die 

laufenden Angelegenheiten der Stiftung. 

(2) 1Der Stiftungsvorstand besteht aus drei Personen. 2Sie werden vom 

Ministerpräsidenten im Benehmen mit dem Bundesvorstand der Sudetendeutschen 

Landsmannschaft und dem Stiftungsrat auf fünf Jahre bestellt. 3Eine wiederholte 

Bestellung ist zulässig. 4Scheidet ein Mitglied während der regulären Amtszeit aus, 

so wird sein Nachfolger für den Rest der ursprünglichen Amtszeit bestellt. 5Die 

Mitglieder bleiben nach Ablauf der regulären Amtszeit und in den Fällen des Satzes 4 

bis zur Bestellung ihrer Nachfolger im Amt. 

(3) 1Die Vorstandsmitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus, sofern sie nicht 

Bedienstete der Stiftung sind. 2Sie können hauptamtlich tätig sein, aber nicht zugleich 

dem Stiftungsrat angehören. 

(4) 1Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertreter bestimmt der Stiftungsrat aus 

dem Kreis der Vorstandsmitglieder. 2Das vorsitzende Mitglied vertritt die Stiftung 

gerichtlich und außergerichtlich. 3Der Umfang der Vertretungsmacht kann durch die 

Satzung mit Wirkung gegen Dritte beschränkt werden. 

Art. 7  Stiftungsrat 

(1) Dem Stiftungsrat obliegt die Entscheidung in allen wesentlichen Angelegenheiten 

der Stiftung. 

(2) 1Der Stiftungsrat besteht aus 

1.  dem Ministerpräsidenten oder der Ministerpräsidentin als vorsitzendem Mitglied, 

2.  dem Staatsminister oder der Staatsministerin für Familie, Arbeit und Soziales als 

dessen Stellvertreter, 

3.  fünf Vertretern des Landtags, die dem Landtag nicht angehören müssen, 

4.  fünf Vertretern aus dem Kreis der Sudetendeutschen, die vom Ministerpräsidenten 

im Einvernehmen mit der Sudetendeutschen Landsmannschaft bestellt werden und 

5.  je einem Vertreter 

    a)  der Bundesregierung, 

    b)  der Staatskanzlei,  

    c)  des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, 

    d)  des Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat und 

    e)  des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales.  
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2Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 3 bis 5 werden jeweils für eine Dauer von fünf Jahren 

entsandt. 3Art. 6 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt für sie entsprechend. 4Die Mitglieder nach 

Satz 1 können für die verbleibende Amtszeit nach Satz 2 bis zu drei weitere Personen 

in den Stiftungsrat wählen, wenn die Mitglieder diese Personen für die Förderung der 

Arbeit der Stiftung als besonders notwendig erachten. 

(3) 1Der Stiftungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 2Die Mitglieder sind 

ehrenamtlich tätig. 3Sie erhalten Aufwendungsersatz. 

Art. 8  Verwaltungsgrundsätze 

(1) 1Die Stiftungsmittel dürfen nur entsprechend dem Stiftungszweck verwendet 

werden. 2Die Annahme von Zuwendungen, die mit der Auflage verbunden werden, 

sie teils für Stiftungszwecke und teils für andere Zwecke zu verwenden, ist zulässig. 

(2) 1Vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres hat die Stiftung einen Voranschlag 

(Haushaltsplan) aufzustellen, der die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen 

und Ausgaben bildet. 2Der Voranschlag muß in Einnahmen und Ausgaben 

abgeglichen sein. 3Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

(3) Nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres hat die Stiftung innerhalb von sechs 

Monaten Rechnung zu legen; die Stiftungsrechnung ist zusammen mit einer 

Vermögensübersicht der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 

(4) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung unterliegt der Rechnungsprüfung durch 

den Obersten Rechnungshof. 

Art. 9  Gebühren 

Die Stiftung kann nach näherer Bestimmung ihrer Satzung Gebühren erheben. 

Art. 10  Satzung 
1Die nähere Ausgestaltung der Stiftung wird durch eine Satzung geregelt. 2Diese 

erlässt die Staatsregierung. 

Art. 11  Heimfall 
1Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung fällt das Grundstück, auf dem das 

Sudetendeutsche Museum in München errichtet ist, oder der bei der Veräußerung 

dieses Grundstücks durch die Sudetendeutsche Stiftung erzielte Erlös an den Freistaat 

Bayern. 2Das übrige bewegliche und unbewegliche Vermögen fällt an die 

Sudetendeutsche Landsmannschaft Bundesverband e. V. 3Die Heimfallberechtigten 

haben das angefallene Vermögen im Sinne des bisherigen Stiftungszwecks (Art. 2 

Abs. 1) zu verwenden. 

Art. 12  Anwendung des Stiftungsgesetzes 

Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Stiftungsgesetzes. 

Art. 13  Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1970 in Kraft1). 

1) [Amtl. Anm.:] Betrifft die ursprüngliche Fassung vom 27. Juli 1970 (GVBl. S. 

338) 
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Satzung der Sudetendeutschen Stiftung 

 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 1973 (BayRS 240-5-1-A), 

die zuletzt durch Satzung vom 12. Mai 2020 (GVBl. S. 274) geändert worden ist. 

 

Auf Grund des Art. 11 des Gesetzes über die Errichtung der „Sudetendeutschen 

Stiftung“1) erlässt die Bayerische Staatsregierung folgende Satzung: 

 

Teil I Sudetendeutsche Stiftung 

 

§ 1  Stiftung und Gesetz über die Sudetendeutsche Stiftung 

(1) Die Sudetendeutsche Stiftung ist eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen 

Rechts mit Sitz in München. 

(2) Die Bestimmungen des Gesetzes über die Sudetendeutsche Stiftung (SudetStG) 

sind für die Stiftung unmittelbar anzuwenden und im Zweifel vorrangig gegenüber 

den nachfolgenden ergänzenden Bestimmungen. 

Teil II Ergänzende Bestimmungen zum Gesetz über die Sudetendeutsche 

Stiftung 

§ 2  Stiftungszweck 
1Die Stiftung verfolgt nach Maßgabe des Art. 2 SudetStG ausschließlich und 

unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte 

Zwecke“ der Abgabenordnung, insbesondere auf kulturellem Gebiet sowie zur 

Förderung der Hilfe für Vertriebene, der Heimatpflege und Heimatkunde. 2Sie ist 

selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 3Die 

Stiftung verwirklicht ihre Zwecke insbesondere dadurch, dass sie 

1.  in Ausführung des Gesetzesauftrags des § 96 des Bundesvertriebenengesetzes das 

sudetendeutsche Kulturgut pflegt, es im Bewusstsein der Vertriebenen, der gesamten 

deutschen Bevölkerung und des Auslands als bleibendes Zeugnis erhält, 

2.  die Aufgaben unterstützt, die der Staatsregierung aus der Schirmherrschaft über 

die Sudetendeutsche Volksgruppe erwachsen, 

3.  Vermögensgegenstände natürlicher Personen sowie sudetendeutscher juristischer 

Personen des öffentlichen und privaten Rechts aufnimmt und für die in Nr. 1 

genannten Zwecke nutzt oder treuhänderisch verwaltet, 

4.  Einrichtungen mit Beziehung zur Sudetendeutschen Volksgruppe betreut. 

  

§ 3  Stiftungsmittel 
1Sämtliche Stiftungsmittel dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 
2Es dürfen Rücklagen gebildet werden, um die satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig 

zu fördern. 3Niemand darf durch Ausgaben, die den Zwecken der Stiftung fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 4Die Mitglieder 

der Stiftungsorgane erhalten keine Zuwendungen aus Stiftungsmitteln. 
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§ 4  Stiftungsvorstand 

(1) 1Hauptamtliche Vorstandsmitglieder werden in der Regel als Arbeitnehmer der 

Stiftung beschäftigt. 2Die Vergütung dieser Vorstandsmitglieder darf die Vergütung 

für eine vergleichbare Tätigkeit im bayerischen öffentlichen Dienst nicht übersteigen. 

(2) Ehrenamtlichen Vorstandsmitgliedern kann eine angemessene Aufwands-

entschädigung gewährt werden. 

(3) Beamten des Freistaates Bayern, die im Nebenamt zum Vorstandsmitglied 

berufen werden, kann eine angemessene Vergütung nach Maßgabe der für die 

Nebentätigkeit im bayerischen öffentlichen Dienst geltenden Vorschriften gewährt 

werden. 

§ 5  Aufgaben des Stiftungsvorstands 

(1) 1Bei Erledigung der laufenden Angelegenheiten der Stiftung ist der 

Stiftungsvorstand an die vom Stiftungsrat erlassenen Richtlinien gebunden. 2Er kann 

vor der Entscheidung von Einzelfällen die Äußerung des Stiftungsrats einholen. 3Zur 

Erledigung der laufenden Angelegenheiten gehört es auch, den Voranschlag 

(Haushaltsplan) und die Jahresrechnung zu erstellen sowie die Vermögensübersicht 

fortzuschreiben. 

(2) 1Der Stiftungsvorstand bereitet auf Verlangen des Stiftungsrats dessen Sitzungen 

vor. 2Er kann dem Stiftungsrat eigene Vorschläge unterbreiten. 

§ 6  Geschäftsgang des Stiftungsvorstands 

(1) 1Der Stiftungsvorstand beschließt mit der Mehrheit der Stimmen seiner 

Mitglieder. 2Die Beschlüsse werden in Sitzungen oder, wenn alle Mitglieder darüber 

einig sind, auf sonstige geeignete Weise gefasst. 3Die Ergebnisse sind in einer 

Niederschrift festzuhalten, die von den Mitgliedern zu unterzeichnen ist. 

(2) 1Das vorsitzende Mitglied beruft die Sitzungen des Stiftungsvorstands ein und 

leitet sie. 2Der Stiftungsvorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben, die der 

Zustimmung des Stiftungsrats bedarf. 

§ 7  Vertretung der Stiftung 

Rechtsgeschäftliche Willenserklärungen, die eine Verpflichtung der Stiftung im Wert 

von mehr als 10 000 € begründen, sind nur rechtswirksam, wenn sie von dem 

vorsitzenden Mitglied und einem weiteren Mitglied des Stiftungsvorstands 

abgegeben werden. 

§ 8  Aufgaben des Stiftungsrats 

(1) Der Stiftungsrat beschließt insbesondere über 

1. die ihm im Gesetz über die Sudetendeutsche Stiftung ausdrücklich zugewiesenen 

Angelegenheiten, 

2. Richtlinien für die Geschäftsführung, 

3. die zu betreuenden Einrichtungen nach Art. 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SudetStG, 

4. die Feststellung des Haushaltsplans, 
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5. die Jahresrechnung, die fortgeschriebene Vermögensübersicht und die Entlastung 

des Stiftungsvorstands, 

6. die Gewährung einer Vergütung oder Entschädigung, 

7. die Ernennung von Beamten, 

8. die Einstellung von Arbeitnehmern ab Entgeltgruppe 9 des Tarifvertrags für den 

öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) oder einer vergleichbaren tarifvertraglichen 

Bestimmung. 

(2) Der Stiftungsrat kann Gebührensatzungen erlassen und die Art der 

Veröffentlichung bestimmen. 

(3) Der Stiftungsrat kann vom Stiftungsvorstand Auskunft über die Geschäftsführung 

und Einsicht in sämtliche Geschäftsunterlagen verlangen. 

(4) 1Der Stiftungsrat kann für bestimmte Angelegenheiten oder Aufgabengebiete 

beratende Ausschüsse einsetzen. 2Diesen können auch Personen angehören, die nicht 

Mitglieder des Stiftungsrats sind. 3§ 12 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 9  Geschäftsgang des Stiftungsrats 

(1) 1 Das vorsitzende Mitglied beruft den Stiftungsrat nach Bedarf, mindestens aber 

einmal im Jahr ein. 2Der Stiftungsrat ist einzuberufen, wenn dies wenigstens von 

einem Drittel der Mitglieder des Stiftungsrats unter Angabe des 

Beratungsgegenstands schriftlich verlangt wird. 

(2) 1Die Einberufung des Stiftungsrats erfolgt durch schriftliche Einladung, die die 

Beratungsgegenstände (Tagesordnung) enthält. 2Die Einladung soll den Mitgliedern 

des Stiftungsrats spätestens eine Woche vor dem Sitzungstag zugehen. 

(3) 1Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn er ordnungsgemäß geladen und 

mindestens ein Drittel seiner Mitglieder anwesend ist. 2Die Beschlussfassung erfolgt 

mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 3In der Geschäftsordnung kann 

eine Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren (Umlaufverfahren) zugelassen 

werden. 

(4) 1Ein Mitglied des Stiftungsrats darf an der Beratung und Beschlussfassung nicht 

mitwirken, wenn die Entscheidung ihm selbst, seinem Ehegatten, einem Verwandten 

bis zum dritten oder einem Verschwägerten bis zum zweiten Grad oder einer von ihm 

kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristischen Person einen 

unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen kann. 2Im Zweifel entscheidet der 

Stiftungsrat hierüber unter Ausschluss des betreffenden Mitglieds. 3Die Mitwirkung 

eines wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossenen Mitglieds hat die 

Ungültigkeit des Beschlusses nur zur Folge, wenn sie für das Abstimmungsergebnis 

entscheidend war. 

(5) Das vorsitzende Mitglied kann bei Sitzungen des Stiftungsrats die 

Verhandlungsleitung einem anderen Mitglied des Stiftungsrats übertragen. 

(6) 1Die Ergebnisse der Sitzung sind in einer Niederschrift festzuhalten, die von dem 

Mitglied des Stiftungsrats zu unterzeichnen ist, das die Verhandlungsleitung der 
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Sitzung innehatte. 2Zur Fertigung der Niederschrift können Bedienstete der Stiftung 

herangezogen werden. 

(7) 1Die Vorstandsmitglieder können an den Sitzungen des Stiftungsrats und der 

beratenden Arbeitsausschüsse jederzeit beratend teilnehmen. 2Dasselbe gilt für 

Vertreter der Stiftungsaufsichtsbehörde. 

(8) Der Stiftungsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

§ 10  Haushalts- und Wirtschaftsführung 

(1) Die Rechtsvorschriften des Freistaates Bayern über das Haushalts-, Kassen- und 

Rechnungswesen gelten entsprechend, soweit das Gesetz über die Sudetendeutsche 

Stiftung oder diese Satzung nicht anderes bestimmen. 

(2) Der Haushaltsplan enthält einen Stellenplan als Grundlage für die 

Personalbewirtschaftung, wenn der Stiftungsrat beschließt, Bedienstete der Stiftung 

zu beschäftigen. 

§ 11  Bedienstete 

(1) Dienstvorgesetzter der hauptamtlich angestellten oder beamteten Vorstandsmit-

glieder ist der Vorsitzende des Stiftungsrats. 

(2) Dienstvorgesetzter der übrigen Bediensteten der Stiftung ist der Vorsitzende des 

Stiftungsvorstands. 

(3) Für die Arbeitnehmer der Stiftung sind die tarifvertraglichen Vorschriften 

anzuwenden, die für vergleichbare Beschäftigte des Freistaates Bayern gelten. 

§ 12  Entschädigung 

(1) Die Mitglieder des Stiftungsrats und die ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder 

erhalten für die mit dieser Tätigkeit zusammenhängenden Reisen oder Gänge 

Reisekostenvergütung nach den für bayerische Staatsbeamte der Besoldungsgruppe A 

15 geltenden Vorschriften. 

(2) Neben der Reisekostenvergütung wird den Mitgliedern des Stiftungsrats und den 

ehrenamtlichen Vorstandsmitgliedern für jeden Tag der Teilnahme an einer Sitzung 

des Stiftungsrats oder des Stiftungsvorstands eine Sitzungsvergütung gewährt, deren 

Höhe sich nach dem vollen Tagegeld eines bayerischen Staatsbeamten der 

Besoldungsgruppe A 15 bemisst. 

§ 13  Heimfall 
1Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke fällt das Grundstück, auf dem das Sudetendeutsche Museum in München 

errichtet ist, oder der bei der Veräußerung  

dieses Grundstückes durch die Sudetendeutsche Stiftung erzielte Erlös an den 

Freistaat Bayern. 2Das übrige bewegliche und unbewegliche Vermögen fällt an die 

Sudetendeutsche Landsmannschaft Bundesverband e. V. 3Die Heimfallberechtigten 

haben das angefallene Vermögen im Sinne des Stiftungszweckes ausschließlich und 

unmittelbar für gemeinnützige Zwecke zu verwenden. 
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§ 14  Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 1. Oktober 1973 in Kraft4). 

 
4) [Amtl. Anm.:] Betrifft die ursprüngliche Fassung vom 21. September 1973 (GVBl. 

S. 510) 

  



- 19 - 
 

Geschäftsordnung des Stiftungsrates der Sudetendeutschen Stiftung  

 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juli 1975, die zuletzt durch Beschluss 

vom 30. Juni 2025 geändert wurde. 

Auf Grund Art. 7 Abs. 3 des Gesetzes über die Sudetendeutsche Stiftung vom 27. 7. 

1970 (GVBI S. 338), das zuletzt durch Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 

98) geändert worden ist, gibt sich der Stiftungsrat der Sudetendeutschen Stiftung 

folgende Geschäftsordnung: 

 

§1 

Vorsitzender im Sinne dieser Geschäftsordnung ist der Ministerpräsident oder die 

Ministerpräsidentin als Vorsitzender des Stiftungsrates und für den Fall der 

Stellvertretung der Staatsminister oder die Staatsministerin für Arbeit und Soziales 

als sein ständiger Stellvertreter (Art. 7 Abs. 2 SudetStG). 

 

§2 

Den Vorsitz in den Sitzungen des Stiftungsrates (Sitzungsvorsitz) führt der 

Vorsitzende oder ein von ihm damit betrautes anderes Mitglied des Stiftungsrates. 

 

§3 

(1) Der Vorsitzende beruft den Stiftungsrat nach Bedarf, mindestens aber einmal 

im Kalenderjahr ein. 

(2) Die Einberufung des Stiftungsrates erfolgt durch schriftliche Einladung und wird 

vom Vorsitzenden oder von einem durch ihn dazu ermächtigten Beamten 

unterschrieben. Sie muss die Beratungsgegenstände selbst oder in einer Anlage 

enthalten (Tagesordnung). Die Zusendung erfolgt durch einfachen Brief. Die 

Bekanntgabe gilt mit dem dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als bewirkt. Die 

Absendung ist aktenkundig zu machen. Die Einladung soll den Mitgliedern des 

Stiftungsrates mindestens eine Woche vor dem Sitzungstag zugehen. 

(3) Der Stiftungsrat ist einzuberufen, wenn dies wenigstens von einem Drittel der 

Mitglieder des Stiftungsrates unter Angabe des Beratungsgegenstandes schriftlich 

verlangt wird. Der Antrag ist an den Vorsitzenden zu richten. 

 

§4 

(1) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn er ordnungsmäßig geladen (§ 3) und 

mindestens ein Drittel seiner Mitglieder anwesend ist. 

(2) Die nach Artikel 7 Absatz 2 Nr. 5, des Gesetzes über die Sudetendeutsche Stiftung 

benannten Mitglieder im Stiftungsrat können durch ihren jeweiligen Vertreter im 

Amte oder durch einen ausdrücklich vom entsendenden Ressort benannten 

Stellvertreter vertreten werden. 

 

§5 

(1) Die Beschlussfassung erfolgt durch Wahlen oder Abstimmungen. Für einen 

gültigen Beschluss ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. 
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(2) In den in Art. 6 Abs. 4 Satz 1 SudetStG und in Art. 7 Abs. 2 Satz 4 SudetStG 

genannten Fällen finden geheime Wahlen statt. Gewählt ist, wer die Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen auf sich vereint. Erreicht im ersten Wahlgang keiner der 

Kandidaten die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, findet zwischen den beiden 

Kandidaten, die die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben, eine Stichwahl statt. 

 

§6 

(1) Jedes Mitglied des Stiftungsrates kann zwischen den Sitzungen die 

Beschlussfassung durch schriftliches Verfahren (Umlaufverfahren) beantragen. 

Der Antrag ist schriftlich an den Vorsitzenden zu richten. Der Antrag muss einen 

formulierten Beschlusstext und soll eine Begründung hierzu enthalten. Er ist von 

dem antragstellenden Mitglied des Stiftungsrates zu unterschreiben. 

(2) Der Vorsitzende entscheidet nach Anhörung des Stiftungsvorstandes, ob ein 

Umlaufverfahren durchgeführt oder die Angelegenheit der nächsten Sitzung des 

Stiftungsrates vorbehalten werden soll. 

(3) Im Falle der Durchführung eines Umlaufverfahrens wird der Antrag samt 

formuliertem Beschlusstext durch den Vorsitzenden mit einer Stellungnahme des 

Stiftungsvorstandes allen Mitgliedern des Stiftungsrates mit der Bestimmung 

zugeleitet, dass binnen einer kalendermäßig durch Angabe des letzten Tages genau 

bestimmten Frist die Stimmabgabe beim Vorsitzenden eingegangen sein muss, 

andernfalls die verspätete Stimmabgabe als Enthaltung gilt. Maßgeblich ist der 

Eingangsstempel. Die Stimmabgabe erfolgt auf einem Stimmzettel, der je eine 

Kennzeichnungsmöglichkeit für Zustimmung, Enthaltung und Ablehnung enthält. 

(4) Die in Absatz 3 Satz 1 genannte Zuleitung erfolgt mittels 

Postzustellungsurkunde. Die Frist in Absatz 3 Satz 1 muss mindestens sieben 

Kalendertage betragen. 

(5) Zustimmende Beschlüsse können im Umlaufverfahren nur ohne Gegenstimme 

gefasst werden. Enthaltungen stehen einer zustimmenden Beschlussfassung nicht 

entgegen. 

(6) Die Durchführung von Wahlen im Umlaufverfahren ist ausgeschlossen.  

 

§7 

(1) Ein Mitglied des Stiftungsrates darf an der Beratung und Beschlussfassung nicht 

mitwirken, wenn die Entscheidung ihm selbst, seinem Ehegatten, einem' Verwandten 

bis zum dritten oder einem Verschwägerten bis zum zweiten Grad einen 

unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen kann. Im Zweifel entscheidet der 

Stiftungsrat hierüber unter Ausschluss des betreffenden Mitglieds. Die Mitwirkung 

eines wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossenen Mitglieds hat die 

Ungültigkeit des Beschlusses nur zur Folge, wenn sie für das Abstimmungsergebnis 

oder das Wahlergebnis entscheidend war. 

(2) Absatz 1 gilt auch für das Umlaufverfahren mit der Maßgabe, dass auf der 

nächstfolgenden Sitzung des Stiftungsrates auch ohne vorherige Aufnahme in die 

Tagesordnung auf Antrag eines Mitglieds des Stiftungsrates über die Gültigkeit 



- 21 - 
 

des in dem Umlaufverfahren gefassten Beschlusses gemäß Absatz 1 Sätze 2 und 3 

entschieden werden kann. 

§8 

(1) Jedes Mitglied des Stiftungsrates kann zwischen den Sitzungen des 

Stiftungsrates schriftlich Anträge stellen und Vorschläge zur Tagesordnung für die 

nächste Sitzung machen. Die Anträge und Vorschläge sind an den Vorsitzenden zu 

richten. Dieser unterrichtet den Stiftungsvorstand. 

(2) Der Stiftungsvorstand kann nach Maßgabe des Absatzes 1 Sätze 1 und 2 

Anträge stellen und Vorschläge machen. 

 

§9 

(1) Der Vorsitzende kann Außenstehende zu den Sitzungen des Stiftungsrates 

einladen. 

(2) Die Sitzungen des Stiftungsrates sind vertraulich. Die Mitglieder des 

Stiftungsrates und die sonstigen Teilnehmer (Vorstandsmitglieder, Vertreter der 

Stiftungsaufsichtsbehörde und die nach Absatz 1 Eingeladenen) sind zur 

Verschwiegenheit verpflichtet. 

 

§ 10 

(1) Über jede Sitzung des Stiftungsrates ist eine Ergebnisniederschrift zu 

fertigen. Die Niederschrift ist vom Sitzungsvorsitzenden und vom Protokollführer 

zu unterschreiben. 

(2) Die Niederschrift wird den Mitgliedern des Stiftungsrates, den 

Vorstandsmitgliedern und der Stiftungsaufsichtsbehörde zugeleitet. 

(3) Die Niederschrift ist in der nächstfolgenden Sitzung dem Stiftungsrat zur 

Genehmigung vorzulegen. 

 

§ 11 

(1) Durch Beschluss können beratende Arbeitsausschüsse für bestimmte 

Angelegenheiten oder Aufgabengebiete eingesetzt werden. Diesen Ausschüssen 

können auch Personen angehören, die nicht Mitglieder des Stiftungsrates sind. Der 

Beschluss kann nicht im Umlaufverfahren gefasst werden. Die beratenden 

Arbeitsausschüsse können für unbestimmte Zeit, für einen begrenzten Zeitraum oder 

für bestimmte Zwecke eingesetzt werden. 

(2) Ein beratender Arbeitsausschuss soll fünf Mitglieder nicht übersteigen. Die 

Ausschussmitglieder werden vom Stiftungsrat gewählt und vom Vorsitzenden in 

den Ausschuss berufen. Auf die Wahl findet § 5 Abs. 2 Sätze 2 mit 4 Anwendung. 

Mindestens ein Ausschussmitglied muss auch Mitglied des Stiftungsrates sein. 

(3) Der Stiftungsrat kann einen beratenden Arbeitsausschuss jederzeit durch 

Beschluss auflösen. Der Beschluss kann nicht im Umlaufverfahren gefasst 

werden.  

(4) Die Mitgliedschaft in einem beratenden Ausschuss endet 

1. mit der Auflösung des Ausschusses 

2. auf eigenen Wunsch eines Ausschussmitgliedes 
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3. durch Beschluss des Stiftungsrates 

Die Beendigung der Mitgliedschaft in einem beratenden Arbeits-ausschuss wird 

mit der Abberufung durch den Vorsitzenden wirksam. 

 (5) Die Sitzungen der beratenden Arbeitsausschüsse sind vertraulich. Die 

Ausschussmitglieder, die daran teilnehmenden Mitglieder des Stiftungsrates, 

Vorstandsmitglieder, Vertreter der Stiftungsaufsichtsbehörde und sonstige 

Teilnehmer (§ 12 Abs. 2 Satz 2) sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

 

§ 12 

(1) Jeder beratende Arbeitsausschuss wählt einen Vorsitzenden. Dieser muss 

Mitglied des Stiftungsrates sein. 

(2) Über die Beratungsgegenstände sowie Zeit und Ort der Ausschusssitzungen 

sind neben den Ausschussmitgliedern der Vorsitzende, der Stiftungsvorstand und die 

Stiftungsaufsichtsbehörde durch den Ausschussvorsitzenden rechtzeitig zu 

unterrichten. Der Ausschussvorsitzende kann Außenstehende zu den 

Ausschusssitzungen einladen. 

(3) Über jede Ausschusssitzung ist eine vom Ausschussvorsitzenden und 

gegebenenfalls von einem Protokollführer zu unterschreibende 

Ergebnisniederschrift zu erstellen. Sie ist unverzüglich dem Vorsitzenden, den 

Mitgliedern des Stiftungsrates, den Vorstandsmitgliedern und der 

Stiftungsaufsichtsbehörde zuzuleiten. 

(4) Der Ausschussvorsitzende trägt als Berichterstatter die Ergebnisse der 

Ausschussberatungen dem Stiftungsrat vor. Ist eine vom Ausschuss beschlossene 

Auffassung nicht einstimmig gebilligt worden, ist die Berichterstattung auch auf 

die abweichenden Meinungen zu erstrecken. 

 

§ 13 

(1) Der Stiftungsrat kann vom Stiftungsvorstand Auskunft über die 

Geschäftsführung und Einsicht in sämtliche Geschäftsunterlagen verlangen (§ 7 

Abs. 3 der Satzung der Sudetendeutschen Stiftung). Hierzu ist ein Beschluss des 

Stiftungsrates erforderlich. 

(2) Der Stiftungsrat beschließt im Einzelfall die Art und Weise der Durchführung 

der Auskunftserteilung. Diese kann mündlich durch ein Vorstandsmitglied in einer 

Sitzung des Stiftungsrates oder schriftlich erstattet werden. Eine schriftliche 

Auskunft ist an den Vorsitzenden zu richten. 

(3) Der Stiftungsrat kann zur Durchführung des Auskunftsverfahrens und für die 

Einsichtnahme in die Geschäftsunterlagen einen beratenden Arbeitsausschuss 

einsetzen, dem nur Mitglieder des Stiftungsrates angehören dürfen. Dieser 

Ausschuss erstattet durch seinen Vorsitzenden dem Stiftungsrat Bericht. Der 

Bericht soll auch schriftlich dem Stiftungsrat vorgelegt werden. Im Übrigen gelten 

§§ 11 und 12 entsprechend. 
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§ 14 

Sämtliche Geschäftsunterlagen des Stiftungsrates unterliegen einer ordentlichen 

Aktenführung. Die Geschäftsunterlagen des Stiftungsrates werden von den 

Geschäftsunterlagen der Geschäftsführung (§ 6 Abs. 1 der Satzung der 

Sudetendeutschen Stiftung) getrennt gehalten. 

§ 15 

Diese Geschäftsordnung tritt am 1. Juli 2025 in Kraft. 
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Richtlinien der Sudetendeutschen Stiftung über die Verwendung der 

Stiftungsmittel zur Erfüllung des Stiftungszweckes 

 

In der Fassung vom 9. Juni 1975, geändert am 05. Mai 2015 durch Beschluss in der 

84. Sitzung des Stiftungsrates 

Der Stiftungsrat der Sudetendeutschen Stiftung erlässt aufgrund § 7 Abs. 2 Nr. 3 der 

Satzung der Sudetendeutschen Stiftung vom 21. 9. 1973 (GVBI S. 510) in 

Verbindung mit Art. 2 des Gesetzes über die Errichtung der „Sudetendeutschen 

Stiftung" vom 27. 7. 1970 (GVBl S. 338) und § 2 der Satzung der Sudetendeutschen 

Stiftung folgende Richtlinien: 

 

Abschnitt 1 Aufgaben der Sudetendeutschen Stiftung 

 

Nr. 1 Kulturpflege 

(1) Die Sudetendeutsche Stiftung hat in erster Linie die Aufgabe, das überkommene 

Kulturgut der sudetendeutschen Volksgruppe im Bewusstsein der Sudetendeutschen, 

des gesamten deutschen Volkes und des Auslandes als bleibendes Zeugnis lebendig 

zu erhalten, es zu pflegen, die schöpferischen Kräfte der sudetendeutschen 

Volksgruppe zu wecken und zu fördern sowie die Weiterentwicklung der 

Kulturleistungen der sudetendeutschen Volksgruppe zu fördern und zu bewahren. Die 

Sudetendeutsche Stiftung erfüllt damit auch die Aufgabe, den selbstbewussten 

Fortbestand der sudetendeutschen Volksgruppe als eines geschichtlich gewachsenen 

und sich als zusammengehörig fühlenden Teils der deutschen Nation zu ermöglichen. 

(2) Die Sudetendeutsche Stiftung nimmt damit neben dem Bund und den Ländern im 

Hinblick auf die sudetendeutsche Volksgruppe solche Aufgaben als Stiftungsaufgaben 

wahr, wie sie sich aus § 96 des Bundesvertriebenengesetzes ergeben. 

 

Nr. 2 Schirmherrschaft des Freistaates Bayern über die sudetendeutsche 

Volksgruppe 

Die Sudetendeutsche Stiftung unterstützt die Bayerische Staatsregierung bei der 

weiteren Ausgestaltung der vom Freistaat Bayern durch den Bayerischen 

Ministerpräsidenten am 6. Juni 1954 verkündeten und mit Urkunde vom 7. November 

1962 verfassten Schirmherrschaft über die sudetendeutsche Volksgruppe. Die 

Sudetendeutsche Stiftung als juristische Person des öffentlichen Rechts selbst eine 

aus der Schirmherrschaft erwachsene landesunmittelbare selbstständige Einrichtung 

des Freistaates Bayern hat die in der Urkunde über die Schirmherrschaft verkündeten 

kulturellen und sozialen Zielsetzungen tatkräftig zu fördern und mit den zuständigen 

Stellen des Freistaates Bayern eng zusammenzuwirken. 

  



- 25 - 
 

Nr. 3 Sammlung sudetendeutschen Kulturgutes 

Die Sudetendeutsche Stiftung betreut das Kulturgut der sudetendeutschen 

Volksgruppe durch Übernahme von Vermögensgegenständen natürlicher oder 

juristischer Personen des privaten oder öffentlichen Rechts, um diese Gegenstände 

zur Erfüllung des Stiftungszweckes zu verwenden oder treuhänderisch zu verwalten. 

 

Nr. 4 Sudetendeutsche Einrichtungen 

Die Sudetendeutsche Stiftung betreut Einrichtungen mit Beziehung zur 

sudetendeutschen Volksgruppe. Eine Betreuung von Einrichtungen mit rein 

politischer Zielsetzung findet nicht statt. 

 

Nr. 5 Sudetendeutscher Bezug 

Die Sudetendeutsche Stiftung kann nur Angelegenheiten in ihre Betreuung 

einbeziehen, die unmittelbar oder zumindest mittelbar mit dem Deutschtum aus dem 

böhmisch-mährisch-sudetenschlesischen Raum, der Slowakei und der Karpaten­ 

Ukraine in Verbindung gebracht werden können. 

 

Nr. 6 Nichtsudetendeutsche 

Die Sudetendeutsche Stiftung unterstützt Bemühungen von nichtsudetendeutscher 

Seite, die den Zielsetzungen in Nrn. 1 mit 5 entsprechen.  

 

Nr. 7 Räumlicher Wirkungskreis 

Die Sudetendeutsche Stiftung ist in ihrer Tätigkeit nicht auf das Gebiet des 

Freistaates Bayern oder die übrigen Teile der Bundesrepublik Deutschland 

einschließlich Berlins (West) beschränkt. Sie erfasst den Bereich der ganzen nach der 

Vertreibung verstreut lebenden sudetendeutschen Volksgruppe. 

 

Nr. 8 Parteipolitische Neutralität 

Die Sudetendeutsche Stiftung befleißigt sich parteipolitischer Neutralität. 

 

Nr. 9 Ausschluss der Förderung 

Eine Förderung von Vorhaben, Maßnahmen oder Einrichtungen, deren Inhalt oder 

Ziele der in der Bundesrepublik Deutschland geltenden freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung widersprechen, findet nicht statt. Das Gleiche gilt, wenn sie den 

Anliegen und Zielen der sudetendeutschen Volksgruppe widersprechen oder dieser 

Schaden zuzufügen drohen. 
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Abschnitt II Förderungswürdigkeit 

 

Nr. 10 Grundsatz 

(1) Die Sudetendeutsche Stiftung lässt sich die Pflege des sudetendeutschen 

Kulturgutes im weitesten Sinne angelegen sein. 

(2) Es besteht kein Rechtsanspruch auf die jederzeit widerrufliche Gewährung von 

Förderungsmaßnahmen (Art. 3 des Gesetzes über die Errichtung der 

„Sudetendeutschen Stiftung" vom 27. 7. 1970 - EG - Bayer. Gesetz- und 

Verordnungsblatt, Seite 338). 

 

Nr. 11 Förderungswürdige Vorhaben 

(1) Die Sudetendeutsche Stiftung fördert in aller Regel nur einzelne abgegrenzte 

Vorhaben (Projektförderung). 

(2) Die Gewährung von Zuwendungen zur Deckung der gesamten Ausgaben oder 

eines nicht abgegrenzten Teiles der Ausgaben eines Zuwendungsempfängers 

(institutionelle Förderung) kommt nur in seltenen Ausnahmefällen in Betracht und 

bedarf im Einzelfall der Zustimmung des Stiftungsrates. 

(3) Eine Förderung schlecht oder falsch kalkulierter oder auf die Notwendigkeit 

laufender Betriebsmittel nicht Bedacht nehmender Vorhaben oder Einrichtungen ist 

grundsätzlich ausgeschlossen (Verbot der Defizitfinanzierung). 

 

Nr. 12 Auswahl der förderungswürdigen Vorhaben und Einrichtungen 

Bei den von der Sudetendeutschen Stiftung zu fördernden Vorhaben oder 

Einrichtungen sollen diejenigen, die der Erhaltung der sudetendeutschen Volksgruppe 

und ihrer Institutionen, insbesondere der Sudetendeutschen Landsmannschaft, dienen, 

grundsätzlich den Vorzug haben vor denjenigen, denen lediglich historisch­ 

deskriptiver Charakter zukommt. 

 

Abschnitt III Art und Weise der Förderung 

 

Nr. 13 Erfüllung des Stiftungszweckes 

Die Sudetendeutsche Stiftung verfolgt die Erfüllung des Stiftungszweckes durch 

a) Förderung fremder Vorhaben und Einrichtungen (Fremdförderung) 

b) eigene Vorhaben. 

 

Nr. 14 Fremdförderung, Förderungsform 

Die Sudetendeutsche Stiftung kann im Rahmen der Fremdförderung Zuschüsse und 

Darlehen gewähren und Bürgschaften und Garantien übernehmen. Dem 

Zuwendungsempfänger ist in der Regel aufzugeben, dafür Sorge zu tragen, dass die 

Sudetendeutsche Stiftung bei Durchführung eines geförderten Vorhabens oder bei 

Förderung einer Einrichtung nach außen hin als Förderer Erwähnung findet. 
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Nr. 15 Stiftungseigene Vorhaben 

(1) Bei Durchführung stiftungseigener Vorhaben tritt die Sudetendeutsche Stiftung in 

der Regel nach außen hin in eigenem Namen auf, sowie in unmittelbare rechtliche 

Beziehung zu den die entsprechende Leistung erbringenden Personen oder 

Institutionen. 

(2) Die Sudetendeutsche Stiftung kann mit Einverständnis eines anderen diesen mit 

der Abwicklung der Förderungsmaßnahmen (Absatz l) in eigenem Namen, aber für 

Rechnung der Sudetendeutschen Stiftung betrauen, sofern hierdurch keine höheren 

Verwaltungskosten entstehen. Nr. 14 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

Nr. 16 Auswahlregeln 

(1) Bei der Auswahl der zu fördernden Vorhaben, Einrichtungen oder 

Persönlichkeiten ist darauf zu achten, ob aufgrund der bisher gezeigten Leistungen 

oder infolge der Gesamtumstände des Einzelfalles davon ausgegangen werden kann, 

dass der durch die Förderung erstrebte Zweck erreicht wird. 

(2) Die Förderung erfolgt nach Dringlichkeit und Bedeutung der Vorhaben. 

 

Nr. 17 Auswahl der Förderungsform 

Bei der Bearbeitung der Anträge ist auch zu prüfen, welche Förderungsform (Nr. 14) 

im Rahmen der zur Verfügung stehenden Stiftungsmittel die Erreichung des 

Förderungszwecks am besten gewährleistet. 

 

Nr. 18 Darlehen 

Darlehen können auch unverzinslich oder zinsverbilligt gegeben werden. Der 

Darlehensempfänger hat die Kosten der Darlehensverwaltung zu tragen. 

 

Nr. 19 Höhe der Zuwendung Förderungsarten 

(1) Bei der Bemessung der Höhe einer Zuwendung sind das Eigeninteresse und die 

Leistungskraft des Zuwendungsempfängers sowie Zuschüsse, Darlehen und sonstige 

Leistungen Dritter (z. B. Bund, Länder und Gemeinden sowie Private) angemessen 

zu berücksichtigen. Die Zuwendung wird daher grundsätzlich zur Teilfinanzierung 

des zu erfüllenden Zwecks bewilligt und zwar 

a) nach einem bestimmten Vomhundertsatz oder Anteil der zuwendungsfähigen 

Ausgaben (Anteilfinanzierung), 

b) zur Deckung des Fehlbedarfs, der insoweit verbleibt, als der 

Zuwendungsempfänger die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht durch eigene oder 

fremde Mittel zu decken vermag (Fehlbedarfsfinanzierung) oder 

c) mit einem festen Betrag an den Gesamtausgaben (Festbetragsfinanzierung). 

(2) In Absatz 1 Buchst. a und b ist die Zuwendung bei der Bewilligung jeweils auf 

einen Höchstbetrag zu begrenzen. 
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Abschnitt IV Verfahren 

 

Nr. 20 Antragstellung 

(1) Anträge auf Förderungsmaßnahmen können in der Regel nur berücksichtigt 

werden, wenn sie vor Beginn des Haushaltsjahres, in welchem die Förderung 

beginnen oder erfolgen soll, bei der Sudetendeutschen Stiftung eingegangen sind. 

(2) Anträge sind schriftlich an die Sudetendeutsche Stiftung, 81669 München, 

Hochstraße 8, zu richten. Aus dem Antrag müssen die Zielsetzung des Vorhabens, 

seine Kosten, die beabsichtigte Gesamtfinanzierung und die Höhe und Art der 

angestrebten Förderung durch die Sudetendeutsche Stiftung ersichtlich sein. 

Nr. 21 Prüfung des Sachverhalts 

Der Stiftungsvorstand hat den Sachverhalt zu prüfen und gegebenenfalls zusätzliche 

Auskünfte des Zuwendungsempfängers sowie über die voraussichtlich 

einzugehenden Verpflichtungen zu Lasten künftiger Jahre und sonstige notwendige 

Unterlagen anzufordern. Erforderlichenfalls nimmt der Stiftungsvorstand weitere 

Ermittlungen vor und veranlasst die Durchführung von Begutachtungen. Der 

Stiftungsvorstand kann sich hierbei der Amtshilfe staatlicher oder sonstiger 

sachkundiger Stellen bedienen bzw. bestehende beratende Arbeitsausschüsse des 

Stiftungsrates um Vornahme entsprechender Begutachtungen ersuchen. 

 

Nr. 22 Entscheidung 

Die Entscheidung über die Gewährung einer Förderung ergeht durch Beschluss des 

Stiftungsvorstandes. 

 

Nr. 23 Bewilligungsbescheide, Ablehnungen 

(1) Bewilligungsbescheide und Ablehnungen sind auszufertigen. 

(2) Die Bewilligung kann unter Auflagen erteilt werden, die im Bewilligungsbescheid 

festzulegen sind. Insbesondere können die Allgemeinen Bewirtschaftungsgrundsätze 

-  ABewGr -  oder die Vereinfachten Bewirtschaftungsgrundsätze - VBewGr - für 

anwendbar erklärt werden. 

(3) Der Bewilligungsbescheid muss den Hinweis enthalten, dass er erst wirksam 

wird, wenn sich der Zuwendungsempfänger mit seinem Inhalt schriftlich 

einverstanden erklärt hat. Dies gilt nicht, wenn sich der Zuwendungsempfänger 

bereits im Bewilligungsverfahren mit den Allgemeinen Bewirtschaftungsgrundsätzen 

und gegebenenfalls mit besonderen Bewirtschaftungsgrundsätzen schriftlich 

einverstanden erklärt hat und der Stiftungsvorstand keine anderen Verfügungen und 

Auflagen festsetzt. 

(4) Der Bewilligungsbescheid muss insbesondere enthalten: 

a) die genaue Bezeichnung des Zuwendungsempfängers und, soweit geboten, seines 

verantwortlichen Vertreters 

b) Art, Höhe und Zweck der Zuwendung sowie die Finanzierungsart und den Umfang 

der zuwendungsfähigen Ausgaben 

c) den Bewilligungszeitraum 
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d) Bedingungen und Auflagen für die Verwendung der Zuwendung, wobei die 

Allgemeinen Bewirtschaftungsgrundsätze für anwendbar erklärt werden können, es 

sei denn, dass bei institutioneller Förderung diese Grundsätze durch den 

Zuwendungsempfänger im Einvernehmen mit dem Stiftungsvorstand verbindlich 

festgelegt sind 

e) etwaige besondere Bewirtschaftungsgrundsätze 

f) Bestimmungen, ob und inwieweit der Finanzierungsplan oder der Haushalts- oder 

Wirtschaftsplan verbindlich ist. 

(5) Der Finanzierungsplan ist im Bewilligungsbescheid hinsichtlich des 

Gesamtergebnisses für verbindlich zu erklären. 

(6) Ist vorgesehen, dass der Zuwendungsempfänger die Zuwendung zur Erfüllung des 

Zuwendungszwecks an Dritte als weitere Zuwendungsempfänger weiterleiten darf, so 

ist im Bewilligungsbescheid festzulegen, unter welchen Bedingungen der 

Zuwendungsempfänger die Beträge weiterleiten darf und wie die 

zweckentsprechende Verwendung ihm gegenüber nachzuweisen ist. Hierbei ist 

sicherzustellen, dass die Bewirtschaftungsgrundsätze auch für die Weitergabe an 

Dritte beachtet werden. 

 

Nr. 24 Auszahlung 

Im Bewilligungsbescheid ist festzulegen, dass die Zuwendungen erst ausgezahlt 

werden, wenn sie für fällige Zahlungen im Rahmen des Förderungszweckes benötigt 

werden. Außerdem soll im Bewilligungsbescheid festgelegt werden, dass der Abruf 

der Mittel unter Beigabe entsprechender Nachweise einen Monat vorher bei der 

Sudetendeutschen Stiftung schriftlich anzukündigen ist. 

 

Nr. 25 Verwendungsnachweis 

(1) Für die Verwendung der Zuwendung sowie den Nachweis und die Prüfung der 

Verwendung sind im Bewilligungsbescheid die Allgemeinen Bewirtschaftungs-

grundsätze - ABewGr - für verbindlich zu erklären, es sei denn, der Stiftungsvorstand 

erachtet im Einzelfall die vereinfachten Bewirtschaftungsgrundsätze - VBewGr - für 

ausreichend. 

(2) Bei Förderungen, die sich über mehrere Jahre erstrecken, soll im 

Bewilligungsbescheid die Verpflichtung des Zuwendungsempfängers zur Erbringung 

von Zwischennachweisen festgelegt werden. Dem Zuwendungsempfänger ist im 

Bewilligungsbescheid aufzugeben, dass der Verwendungsnachweis einen Sachbericht 

und einen zahlenmäßigen Nachweis enthalten sowie durch prüfungsfähige 

Unterlagen belegt sein muss. 

 

Nr. 26 Prüfung der Verwendungsnachweise 

(1) Die Sudetendeutsche Stiftung behält sich in dem Bewilligungsbescheid 

ausdrücklich das Recht vor, den Nachweis durch Einsicht in die Bücher und 

sonstigen Unterlagen auch an Ort und Stelle zu überprüfen oder durch einen 

Beauftragten überprüfen zu lassen. 
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(2) Die Prüfung hat auch festzustellen, ob der mit der Zuwendung beabsichtigte 

Zweck erreicht worden ist. Das Ergebnis der Prüfung wird in einem Bericht 

festgehalten. 

(3) Der Stiftungsvorstand bestimmt den Prüfer. 

 

Nr. 27 Widerruf Rückzahlung 

(1) In den Bewilligungsbescheid ist aufzunehmen, dass eine Rückzahlung der 

Förderungsmittel mit einem Zinssatz von 2 vom Hundert über dem Diskontsatz der 

Deutschen Bundesbank verlangt werden kann, wenn die Prüfung ergibt, dass die 

Förderungsmittel nicht entsprechend den Bedingungen des Bewilligungsbescheides 

verwendet wurden. In dem Bewilligungsbescheid ist ferner festzulegen, dass eine 

Rückzahlung unter den in Satz 1 genannten Voraussetzungen verlangt werden kann, 

wenn der Verwendungsnachweis nicht oder nicht rechtzeitig vorgelegt wird oder die 

bewilligten Mittel vor dem in Nr. 24 festgelegten Zeitpunkt abgerufen wurden. 

(2) Die Entscheidung über eine Rückzahlung trifft der Stiftungsvorstand. 

 

Nr. 28 Innerdienstliche Weisung 

Diese Richtlinien stellen eine innerdienstliche Weisung des Stiftungsrates gegenüber 

dem Stiftungsvorstand der Sudetendeutschen Stiftung dar. 

 

Nr. 29 Inkrafttreten 

Diese Richtlinien treten am 15. Juni 1975 in Kraft. 

 


